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Presse und Information 

PRESSEMITTEILUNG Nr. 43/07 

26. Juni 2007 

Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-305/05 

Ordre des barreaux francophones et germanophone, Ordre français des avocats du barreau de 
Bruxelles, Orde van Vlaamse balies und Nederlandse Orde van advocaten bij de balie te Brussel 

/ Conseil des ministres 

DAS RECHT AUF EIN FAIRES VERFAHREN WIRD NICHT DADURCH VERLETZT, 
DASS RECHTSANWÄLTEN, WENN SIE AN BESTIMMTEN TRANSAKTIONEN 

FINANZIELLER ART MITWIRKEN, DIE KEINE VERBINDUNG ZU EINEM 
GERICHTSVERFAHREN HABEN, VERPFLICHTUNGEN ZUR INFORMATION UND 
ZUR ZUSAMMENARBEIT MIT DEN FÜR DIE BEKÄMPFUNG DER GELDWÄSCHE 

ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN AUFERLEGT WERDEN 

Derartige Pflichten finden in der Notwendigkeit der wirksamen Bekämpfung der Geldwäsche 
ihre Rechtfertigung. 

Die Richtlinie zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche 
ist eines der wichtigsten internationalen Rechtsinstrumente zur Bekämpfung der Geldwäsche1. 
2001 wurde sie im Einklang mit den Schlussfolgerungen der Kommission und den Forderungen 
des Europäischen Parlaments und der Mitgliedstaaten aktualisiert2. Notare und selbständige 
Angehörige von Rechtsberufen im Sinne der von den Mitgliedstaaten vorgenommenen 
Definition unterliegen künftig den Bestimmungen der Richtlinie, wenn sie an Finanz- oder 
Immobilientransaktionen mitwirken oder im Namen und für Rechnung von Gesellschaften 
Finanz- oder Immobilientransaktionen erledigen. 

Mit zwei am 22. Juli 2004 von mehreren Rechtsanwaltskammern erhobenen Klagen wurde bei 
der Cour d’arbitrage (Cour constitutionnelle, Belgien) beantragt, bestimmte Artikel des 
belgischen Gesetzes zur Umsetzung dieser Richtlinie für nichtig zu erklären. 

Die Kläger tragen insbesondere vor, dass in nicht zu rechtfertigender Weise die Grundsätze des 
Berufsgeheimnisses und der anwaltlichen Unabhängigkeit, die konstitutiver Bestandteil des 
Grundrechts jedes Bürgers auf ein faires Verfahren und auf die Beachtung der 
Verteidigungsrechte seien, verletzt würden, indem auch Rechtsanwälte verpflichtet würden, 
wenn sie auf Tatsachen stießen, von denen sie wüssten oder hinsichtlich deren sie den Verdacht 

                                                 
1 Richtlinie 91/308/EWG des Rates vom 10. Juni 1991 (ABl. L 166, S. 77). 
2 Richtlinie 2001/97/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Dezember 2001 (ABl. L 344, S. 76). 



hätten, dass sie mit Geldwäsche zusammenhingen, die zuständigen Behörden zu unterrichten und 
ihnen zusätzlich Auskünfte zu erteilen, die diese für nützlich hielten. 

Vor diesem Hintergrund fragte die Cour d’arbitrage den Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften, ob das Recht auf ein faires Verfahren3 dadurch verletzt wird, dass 
Rechtsanwälte zur Information und zur Zusammenarbeit mit den für die Bekämpfung der 
Geldwäsche zuständigen Behörden verpflichtet werden.  

Der Gerichtshof erinnert daran, dass die Pflichten zur Information und zur Zusammenarbeit für 
Rechtsanwälte nur insoweit gelten, als sie ihren Mandanten bei der Planung oder 
Durchführung bestimmter Transaktionen, die im Wesentlichen finanzieller Art sind oder 
Immobilien betreffen, unterstützen oder im Namen und für Rechnung ihres Mandanten 
Finanz- oder Immobilientransaktionen erledigen. Diese Tätigkeiten finden im Allgemeinen 
schon aufgrund ihrer Art in einem Kontext, der keine Verbindung zu einem 
Gerichtsverfahren hat, und somit außerhalb des Anwendungsbereichs des Rechts auf ein faires 
Verfahren statt. 

Sobald ein Rechtsanwalt um Beistand im Zusammenhang mit der Verteidigung, der 
Vertretung vor Gericht oder einer Beratung über das Betreiben oder Vermeiden eines 
Verfahrens ersucht wird, ist er von den Pflichten zur Information und zur Zusammenarbeit 
befreit, ganz gleich, ob er die Informationen vor, während oder nach dem Verfahren erlangt hat. 
Eine solche Befreiung wahrt das Recht des Mandanten auf ein faires Verfahren. 

Dagegen läuft es den aus dem Recht auf ein faires Verfahren resultierenden Anforderungen nicht 
zuwider, dass die Rechtsanwälte, wenn sie in dem klar abgesteckten Rahmen der genannten 
Finanz- und Immobilientransaktionen tätig sind, die keine Verbindung zu einem 
Gerichtsverfahren haben, den von der Richtlinie aufgestellten Verpflichtungen zur Information 
und zur Zusammenarbeit unterliegen, da diese Verpflichtungen durch die Notwendigkeit der 
wirksamen Bekämpfung der Geldwäsche gerechtfertigt sind, die einen offenkundigen Einfluss 
auf die Entwicklung des organisierten Verbrechens hat, das wiederum eine besondere Bedrohung 
für die Gesellschaften der Mitgliedstaaten darstellt. 

Der Gerichtshof hat daher entschieden, dass das Recht auf ein faires Verfahren nicht 
dadurch verletzt wird, dass Rechtsanwälten, wenn sie an bestimmten Transaktionen 
finanzieller Art mitwirken, die keine Verbindung zu einen Gerichtsverfahren haben, 
Verpflichtungen zur Information und zur Zusammenarbeit mit den für die Bekämpfung 
der Geldwäsche zuständigen Behörden auferlegt werden. 

                                                 
3 Wie es durch Art. 6 der Konvention zum Schutze der Menschrenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) und durch 
Art. 6 EU gewährleistet wird. 



Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den 
Gerichtshof nicht bindet. 

Dieses Dokument ist in folgenden Sprachen verfügbar: FR, EN, DE, PL, IT, ES, NL, EL, CS, 
HU, RO, SK, PT 

Den vollständigen Wortlaut des Urteils finden Sie heute ab ca. 12.00 Uhr MEZ auf der 
Internetseite des Gerichtshofes: 

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-305/05

Für weitere Auskünfte wenden Sie sich bitte an Ass. iur. Dominik Düsterhaus, 
Tel.: (00352) 4303 3255, Fax: (00352) 4303 2734 
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